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Klimasoziale Instrumente 
Untersuchung über den Diskurs aus-
gewählter sozialpolitischer Akteur*in-
nen in Deutschland 

AUF EINEN BLICK 

– Die Studie analysiert, welche klimasozialen Instrumente von sozial-
politischen Akteur*innen in der Familien-, Alten- und Geschlechter-
politik, der Wohlfahrtspflege und den Sozialverbänden in Deutsch-
land vorgeschlagen und diskutiert werden. 

– Die Akteur*innen schlagen überwiegend Instrumente zur Berück-
sichtigung sozialer Auswirkungen der Klimapolitik und der Klima-
krise vor, weniger jedoch Instrumente in Bezug auf die Klimaaus-
wirkungen des Sozialsystems. 

– Einige Akteur*innen haben umfassende Ansätze, jedoch vage In-
strumentenvorschläge, andere sind noch im Anfangsstadium ihrer 
klimasozialen Positionen. 

– Neben bekannten Instrumenten, wie dem Klimageld, heben die so-
zialpolitischen Akteur*innen jedoch auch innovative klimasoziale 
Instrumente, wie die Ökosozialversicherung und an Suffizienz ori-
entierte Energiesparprogramme bei hohem Einkommen, hervor.  
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ABSTRACT DEUTSCH 

Diese Expertise präsentiert einen Überblick über den aktuellen Diskurs 

ausgewählter sozialpolitischer Akteur*innen über klimasoziale Maß-

nahmen in Deutschland. Anhand der Forderungen, Vorschläge und 

Pressemitteilungen der untersuchten Akteur*innen werden aktuell be-

sprochene klimasoziale Instrumente in elf Strategien zusammengefasst 

und präsentiert. Dabei zeigt sich ein Schwerpunkt auf die Minderung 

von negativen sozialen Auswirkungen der Klimakrise sowie der 

Klimapolitik. Umwelt- und Klimaauswirkungen des Sozialsystems und 

der Sozialleistungen rücken jedoch auch zunehmend in die Aufmerk-

samkeit. Beispielsweise wird gefordert, dass die Grundsicherung so an-

gepasst werden soll, dass sie ein klimafreundliches Leben ermöglicht. 

ENGLISH ABSTRACT 

This report presents an overview of the current discourse of selected 

social policy actors on climate-social measures in Germany. Based on 

the demands, proposals and press releases of the actors examined, 

currently discussed climate-social instruments are summarized and 

presented in eleven strategies. There is a focus on reducing negative 

social impacts of climate crisis and climate policy. However, the 

environmental and climate impacts of the social system and social 

benefits are also receiving increasing attention. For example, there are 

demands for basic income support to be adapted to enable a climate-

friendly life. 
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1 Einleitung 

Die Notwendigkeit der Reduktion von Treibhausgasemissionen und der Abschaffung ver-

schiedenster umwelt- und klimaschädlicher Strukturen, um die Pariser Klimaziele zu errei-

chen und die Überschreitung weiterer planetarer Grenzen so weit wie möglich zu vermeiden, 

ist mittlerweile gesellschaftlich breit anerkannt (Richardson et al. 2023). Klimasozialpolitik 

birgt das Potenzial, die genannten Ziele mit sozialen Zielen zu vereinen und ein gutes Leben 

für alle zu ermöglichen, das sich an Bedürfnissen orientiert. Es sind Maßnahmen erforderlich, 

um Armut und Ungleichheiten zu bekämpfen sowie eine gesunde, biodiverse Umwelt und ein 

lebenswertes Klima zu schützen. Dazu ist ein struktureller und systemischer Wandel notwen-

dig, der wirtschaftliche, rechtliche, technische sowie soziale Bereiche umfasst. Zudem ist eine 

entsprechende Vielfalt an gestaltenden Akteur*innen gefragt. 

 

Dieser Beitrag schaut auf sozialpolitische und soziale Akteur*innen in Deutschland und be-

leuchtet, welche klimasozialen Strategien und Instrumente in dem Diskurs und in der Umset-

zung Platz finden. Welche Instrumente sind in der Praxis bereits verbreitet und welche können 

als innovativ bezeichnet werden? Welcher Transformationsanspruch wird damit verfolgt? 

Welcher Themen und Herausforderungen innerhalb des übergreifenden klimasozialen Spekt-

rums wird sich angenommen und wie werden diese miteinander verknüpft? 

 

Der vorliegende Beitrag versteht sich somit als Orientierungshilfe für all jene Personen und 

Organisationen, die eine Verbindung zwischen klimapolitischen und sozialen Zielen anstre-

ben und den aktuellen Stand in der Debatte um mögliche Instrumente, Werkzeuge und Ideen 

verstehen möchten sowie potenzielle Austauschpartner*innen suchen. Sie werden erfahren, 

welche klimasozialen Instrumente sozialpolitische Akteur*innen in Deutschland in den Dis-

kurs einbringen. Dabei wird aufgezeigt, wie Herausforderungen im Bereich des Sozialen und 

der Ökologie zusammengedacht werden und welche Ideen dabei besonders verbreitet sind. 

Zudem werden innovative, seltene oder besonders transformative Ansätze besprochen. Die 

Lektüre kann Ideen für neue Instrumente liefern, zum Austausch sowie zu Verbesserungs-

vorschlägen anregen und bietet eine Momentaufnahme einer wichtigen gesellschaftlichen 

Debatte, welche dazu anregt, mitgestaltet zu werden. 

 

Die Expertise ist wie folgt strukturiert: Im Folgenden wird die Methodik vorgestellt, also die 

Datengrundlagen und Vorgangsweise der Untersuchung. In Abschnitt 2 werden Strategien 

für klimasoziale Instrumente präsentiert und in einer Tabelle zusammengefasst. In Ab-

schnitt 3 erfolgt eine Erläuterung der zuvor dargestellten Strategien und entsprechenden In-

strumente anhand von Beispielen und Vorschlägen in der Praxis. In Abschnitt 4 werden be-

sonders innovative Instrumente und Ansätze skizziert, bevor das Fazit eine 

zusammenfassende Darstellung liefert. 
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2 Klimasoziale Instrumente in Deutsch-
land 

Was sind aber klimasoziale Instrumente? Das Verständnis und die Untersuchung klimasozi-

aler Politikinstrumente entstehen in dieser Expertise vor dem Hintergrund der wissenschaftli-

chen Literatur zu klimasozialer Politik und Politikinstrumenten. Einen Einblick bietet ein aktu-

eller Forschungsstandbericht (Bohnenberger 2022), der die drei grundlegenden 

Forschungsrichtungen zur Klimasozialpolitik zusammenfasst. Zum einen werden soziale Aus-

wirkungen von Klimapolitik und der Klimakrise, d. h. soziale Risiken durch die Auswirkungen 

der Klimakrise, sowie Auswirkungen unterschiedlicher Transformationsszenarien erforscht. 

Zweitens werden ökologisch relevante Effekte und Gestaltungsoptionen der Sozialpolitik für 

eine ökologische Transformation untersucht. Und drittens werden integrierte Ansätze der öko-

logischen Sozialpolitik analysiert. Der Bericht identifiziert aber auch einige Felder, die bisher 

kaum oder wenig in der Klimasozialpolitik untersucht wurden, u. a. Erwerbslosigkeit, Grund-

sicherung, Familienpolitik, Pflege und Alterssicherung. Zugleich werden die Entwicklungen in 

der Klimasozialpolitik sowohl von wissenschaftlichen Erkenntnissen als auch von Interes-

sensgruppen und politischen Akteur*innen und deren Vorschlägen und Kritiken angetrieben. 

Jedoch gibt es zum Klimasozialpolitik-Diskurs sozialpolitischer Akteur*innen in Deutschland 

bisher begrenzt Einblicke: Ihre Diskurse werden zunehmend beforscht, z. B. in Bezug auf 

klimasoziale Themen, Ideen und Konfliktlinien (Cremer 2024; Cremer und Bohnenberger 

2024), wenig ist aber über konkrete Instrumente bekannt. 

Diese Expertise trägt dazu bei, diese beiden Lücken zu schließen, und untersucht den Diskurs 

ausgewählter sozialpolitischer Akteur*innen in Deutschland zu klimasozialen Instrumenten, 

insbesondere mit Blick auf bisher wenig erforschte Felder. 

Dabei leiten folgende Fragen die Expertise: 

• Welche klimasozialen Instrumente werden von sozialpolitischen Akteur*innen 

vorgeschlagen, gefordert oder diskutiert? 

• Welche Strategien sowie Schwerpunkte (Themen, Politikfelder) kommen vorrangig vor? 

• Welche Akteur*innen sind in der Debatte präsent? 

• Welche innovativen, transformativen, systemischen Ansätze stechen hervor? 

Zur Beantwortung dieser Fragen wurde eine explorative Dokumentanalyse (Krumm et al. 

2009) der Online-Veröffentlichungen zentraler sozialpolitischer Akteur*innen in Deutschland 

im Herbst 2023 durchgeführt. Ausgangsbasis war die Datenbank Think Tank Directory 

Deutschland und die Liste sozialpolitischer Institutionen, Organisationen, Verbände und 
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Interessensgruppen auf der Webseite sozialpolitik.aktuell.de, die laufend von der Universität 

Duisburg-Essen aktualisiert wird. Darauffolgend wurden 35 sozialpolitische Akteur*innen 

gewählt, mit Augenmerk auf Feldern, die bisher kaum oder nur rudimentär zur 

Klimasozialpolitik erforscht sind (Bohnenberger 2022). Die Stichprobe umfasst 

Sozialverbände, Sozialversicherungen, soziale Initiativen sowie Organisationen in den 

Feldern der Wohlfahrtspflege, Geschlechterpolitik, Altenpolitik, Jugendpolitik und 

Familienpolitik. Akteur*innen und Maßnahmen in den Bereichen Gesundheit, Ernährung und 

Bildung wurden nicht berücksichtigt. Letztendlich konnten für 21 der 35 Akteur*innen 

(aufgelistet in Tabelle B im Annex) klimasoziale Instrumente gefunden und somit in der 

Untersuchung einbezogen werden. 

Die Untersuchung umfasst Beiträge, die auf den offiziellen Webseiten der Akteur*innen ver-

öffentlicht wurden, wie beispielsweise Policy Briefs, Pressemitteilungen, Positionspapiere, 

Stellungnahmen und Blog-Beiträge. Dazu wurden die Sektionen über Klima-, Umwelt- oder 

Nachhaltigkeit der jeweiligen Onlineauftritte durchsucht oder, falls solche Sektionen nicht vor-

handen waren, eine gezielte Stichwortsuche1 durchgeführt. Es wurden 53 online veröffent-

lichte Dokumente identifiziert, die – mit zwei Ausnahmen (2013, 2014) – dem Zeitraum 2018 

bis November 2023 zuzuordnen sind. Diese Veröffentlichungen behandelten klimasoziale In-

strumente, die daraus zusammengetragen und in Kategorien organisiert wurden. Das Krite-

rium für die Auswahl der Instrumente war, dass diese mindestens eine sozialpolitische und 

eine ökologische bzw. klimapolitische Dimension aufwiesen. Die Dimensionen konnten als 

Ziele, Mittel oder Auswirkungen der Maßnahme formuliert sein, z. B. soziale Inklusion als Ziel 

einer klimafreundlichen Mobilitätsmaßnahme oder weniger Bodenversiegelung und Einsam-

keit durch Gemeinschaftswohnprojekte. Infrage kamen sowohl Instrumente zur Mitigation des 

Klimawandels als auch zur Adaption an dessen Auswirkungen, zum Schutz von Ökosystemen 

und natürlichen Ressourcen oder zur Schaffung von Rahmenbedingungen für gesellschaftli-

che klimasoziale Transformationen. Der Ansatz war explorativ und induktiv, somit wurden 

Kategorien für die Instrumente auf Basis der empirischen Ergebnisse definiert, jedoch an For-

schungsthemen der Klimasozialpolitik (Bohnenberger 2022) angelehnt. 

Die Untersuchung der Debatte von ausgewählten sozialpolitischen Akteur*innen in Deutsch-

land ergab eine Liste mit über 100 Instrumenten. Zur Zusammenfassung und Orientierung 

wurden diese Instrumente in klimasozialen Strategien organisiert, geleitet von der Frage: 

„Worauf zielt das Instrument ab und wie?“. Das Ergebnis ist zusammenfassend in Tabelle 1 

vorgestellt (Tabelle A im Annex bietet eine ausführlichere Auflistung der Instrumente). Die 

Strategien sind in drei Bereiche differenziert: finanzielle Ressourcen, Infrastruktur und Insti-

tutionalisierungsstrategien. Jede Strategie fasst wiederum mehrere Instrumente zusammen. 

Zur Veranschaulichung ist in Tabelle 1 für jede Strategie ein Instrument als Beispiel angege-

ben, während die vollständige Liste im Anhang zu finden ist. 

Die Übersicht der Instrumente zeigt, dass breit beforschte und diskutierte Themen der 

Klimapolitik (z. B. Mobilitäts- und Energiewende) im sozialpolitischen Diskurs ihren Platz fin-

den, aber auch Kernthemen der Sozialpolitik (z. B. Grundsicherung, Sozialversicherung) im 

Zusammenhang mit ökologischen Zielen diskutiert werden. In ihrer Gesamtheit betrachtet, 

variieren die Instrumente in ihrem transformativen Anspruch, sowie in ihrer Verbreitung und 

Häufigkeit im Diskurs. Einige Ideen sind noch ungeschliffen und unspezifisch formuliert; an-

dere Instrumente sind wenig transformativ und fungieren hauptsächlich als sozialpolitische 

Ergänzungen existierender Instrumente der Klimapolitik. Wiederum andere Instrumente sind 

innovativ, umfassend und haben systemische Transformationsansprüche, z. B. mit dem Ziel 

 

1 Verwendete Stichworte: Transformation; klima*; umwelt*; ökolog*; Energie; Nachhaltig*; öko-sozial; ökosozial; 

klimasozial; klima-sozial; Maßnahm*; sozialökolog*; sozial-ökolog*; 
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eines ‚guten Lebens für alle‛. Diese Punkte werden für jede Strategie im nächsten Abschnitt 

vertieft. 

 

Tabelle 1: Übersicht klimasozialer Strategien und Instrumente 

 Strategie  Instrumentenbeispiel 

 Finanzielle Ressourcen  

1 Ökologisch-ökonomische (Um-) Vertei-

lung 

Klimageld für eine sozial gerechte Lastenvertei-

lung von Klimaschutzmaßnahmen 

2 Grundsicherung zur Transformationsteil-

habe 

 

Anpassung der Grundsicherung zur Ermögli-

chung eines klimafreundlichen Lebensstils 

3 Finanzierung von klimafreundlichen 

Maßnahmen 

Nachhaltige Beschaffungsrichtlinien in der Wohl-

fahrtspflege und Bundesförderprogramm für 

entsprechend fachkundiges Personal (Klima-Ma-

nager*innen) 

4 Finanzielle Anreize zur Abschaffung kli-

maschädlicher Strukturen 

Divestment der Renten und Pensionsfonds aus 

fossilen Ressourcen 

 Infrastruktur  

5 Ökologische Daseinsvorsorge 

 

Kostenloser oder kostengünstiger Zugang zu so-

zialer Infrastruktur, z. B. im Pflegebereich 

6 Soziale Mobilitätswende Versorgungswege und Barrierefreiheit im Fokus 

der Mobilitätswende 

7 Ober- und Untergrenzen für Energie und 

Wohnen 

Suffizienz-Orientierung durch Energiesparanreize 

für Personen mit hohem Einkommen 

8 Schutzprogramme vor Klimaauswirkun-

gen 

Hitzeaktionspläne zum Schutz älterer und pflege-

bedürftiger Menschen vor Auswirkungen des Kli-

mawandels 

 Institutionalisierung  

9 Ökologische Zeitpolitik Telearbeit als familienfreundliche Arbeitsorgani-

sation mit ökologischen Vorteilen 

10 Klimasozialer Rechtsrahmen 

 

Ökosozialversicherung, zusätzlich zur Sozialver-

sicherung 

11 Integration von Klimaaspekten in Versi-

cherungen 

Verankerung des ökologischen Nachhaltigkeits-

ziels im Sozialrecht 
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3 Klimasoziale Instrumente in der Praxis: 
Ideen und Beispiele 

Im Folgenden werden die elf Strategien klimasozialer Politikinstrumente vorgestellt, die sich 

aus der Untersuchung des Diskurses sozialpolitischer Akteur*innen in Deutschland, geleitet 

von den Fragen des Ziels und der Mittel, kategorisieren lassen. Jeder Abschnitt geht auf eine 

unterschiedliche Strategie ein, stellt die vorgeschlagenen bzw. diskutierten Instrumente der 

untersuchten Akteur*innen dar, und weist auf Differenzen zwischen den Ansätzen der Ak-

teur*innen hin. 

 

3.1. ÖKOLOGISCH-ÖKONOMISCHE (UM-)VERTEILUNG 

Vor dem Hintergrund wissenschaftlicher Erkenntnisse, dass Einkommen- und Vermögensun-

gleichheiten signifikant zu negativen Klimafolgen beitragen (Teixidó-Figueras et al. 2016; 

Oswald et al. 2020), ist eine klimasoziale Strategie, die aus der Untersuchung hervorgeht, die 

ökologisch-ökonomische (Um-)Verteilung. Ein höheres Einkommen oder größeres Vermögen 

ist mit mehr Konsum und einem größeren ökologischen Fußabdruck bzw. höheren Emissio-

nen assoziiert, trägt also deutlich mehr zu Ressourcenverbrauch, Klimawandel und ökologi-

scher Zerstörung bei. 

Eine erste Reihe an eingeforderten Maßnahmen, um durch Umverteilung Klima und Umwelt 

zu schützen und soziale Ungleichheiten zu bekämpfen, sind steuerliche Reformen der Ein-

kommens- und Vermögensverhältnisse. Einige der untersuchten Akteur*innen aus der Wohl-

fahrtspflege sowie eine soziale Initiative fordern Reformen der Vermögenssteuer, sowohl für 

Private als auch für Betriebe, die Einführung einer europäischen Finanztransaktionssteuer, 

eine Reform der Erbschafts- und Schenkungssteuer sowie des Spitzensteuersatzes 

(Förderverein gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit 2021; AWO 2022a, AWO 2023a). Dabei 

unterscheiden sich die Positionen der analysierten Akteur*innen kaum; sie alle bleiben eher 

bei allgemeinen Forderungen und entwickeln keine detaillierteren Umsetzungsvorschläge. 

Der Förderverein gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit (2021) differenziert sich durch den 

Vorschlag der Besteuerung von Unternehmen, durch effektive Besteuerung von Betriebsver-

mögen sowie Übergewinnen von „Krisen-Profiteur*innen“ und durch einen globalen Mindest-

steuersatz für Unternehmen. Die AWO schlägt Steuern und Regulierungen vor, um klima-

schädliches Verhalten und Luxusemissionen zu mindern. 

Eine zweite Reihe von Maßnahmen in der Strategie der (Um-)Verteilung sind die unterschied-

lichen Ansätze und Vorschläge zur Umsetzung der Rückvergütung von den öffentlichen Ein-

kommen, die aus der CO2-Bepreisung entstehen. Die Rückvergütung soll durch eine 

Klimaprämie erfolgen, die entweder nur allgemein als Pro-Kopf-Auszahlung gefordert wird 

(Sozialverband Deutschland 2022; Familienbund der Katholiken 2023; Sozialverband VdK 
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Deutschland 2023), sozial gestaffelt (nicht genauer definiert) (Sozialplattform Klimaschutz 

2019) oder in Kombination mit einem Ausgleichfond für Härtefälle (Deutscher Caritasverband 

2023a). Als Antwort auf die Kritik des Verwaltungsaufwands bzw. des unklaren Modus für die 

Rückverteilung der Klimaprämie bringt ein untersuchter Akteur, in Kollaboration mit dem 

BUND, einen konkreten Vorschlag für die administrative Umsetzung ein (BUND und Der 

Paritätische Gesamtverband 2021a). Die Auszahlung der Prämie könnte in diesem Vorschlag 

durch den Renten Service der Deutschen Post bzw. DHL erfolgen, und somit die Erfahrung 

und bestehende Dienstleistungsabläufe für die Auszahlung der Renten nutzen. Zugleich wird 

die vorgezogene Zahlung des Bonus für soziale Härtefälle vorgeschlagen, um eine Verzöge-

rung zwischen der CO2-Preis-Erhöhung und der finanziellen Unterstützung zu vermeiden (wie 

es auch bei dem europäischen Social Climate Fund vorgesehen ist). Die Diskussion um adä-

quate Rückvergütungsinstrumente wird durch ähnliche Vorschläge der Umsetzung sowie 

durch Vergleiche und Erkenntnisse aus Ländern, in denen bereits Klimaprämien eingeführt 

wurden, weiter vorangebracht. 

3.2. GRUNDSICHERUNG ZUR TRANSFORMATIONS-
TEILHABE 

Transformationsmaßnahmen hin zu einer klimafreundlichen Gesellschaft sind häufig mit fi-

nanziellen Kosten assoziiert, z. B. für den Umstieg auf eine erneuerbare Energieversorgung 

oder energieeffizientere Haushaltsgeräte, die für armutsbetroffene und armutsgefährdete 

Haushalte eine zusätzliche Belastung darstellen. Die Gewährleistung der sozialen Sicherung 

sowie die Teilhabe am sozial-ökologischen Wandel stellen zentrale Anliegen der untersuch-

ten Akteur*innen dar. Deswegen fordern sie die Erhöhung der Regelsätze mehrerer Sozial-

leistungen ein (Sozialplattform Klimaschutz 2019; Der Paritätische Gesamtverband 2023). 

Die Grundsicherung wird von mehreren Sozial- und Wohlfahrtsverbänden als wichtiges In-

strument zur Bewältigung der sozialen Auswirkungen der Klimapolitik genannt. Die Rechts-

verbindlichkeit angemessener Mindesteinkommen soll durch eine Rahmenrichtlinie garantiert 

sein (Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 2023). Die Grundsicherung 

soll erhöht werden und die Kalkulationsbasis dafür sich an einem klimafreundlichen Leben 

orientieren (Sozialplattform Klimaschutz 2019; Bündnis sozialverträgliche Mobilitätswende 

2021; Klima-Allianz 2022). Die Diakonie Deutschland betont, dass bei der Transformation hin 

zu einer klimaverträglichen Gesellschaft das Existenzminimum mitgedacht werden muss, und 

dass Sozialleistungen einen klimafreundlichen Lebensstil, Teilhabe und 

Handlungsspielräume ermöglichen sollten (Rockhoff und Guske 2023). Daher arbeitet sie 

momentan an einer Neuberechnung der Grundsicherung unter Berücksichtigung 

ökologischer Kriterien. Eine umfassendere Veränderung wird hingegen von dem Förderverein 

gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit angedacht, der ein Existenzgeld vorschlägt (2019). 

Dieses besteht in einer ausgeweiteten Grundsicherung, die ohne Bedürftigkeitsprüfung und 

Erwerbsverpflichtung auskommt und somit einer ökologischen Post-Work-Debatte (Gerold 

et al. 2023) nahekommt. 

Mehrere Akteur*innen diskutieren aus aktuellem Anlass die Kindergrundsicherung (Der 

Paritätische Gesamtverband 2023; Kinderschutzbund Bundesverband e. V. 2023). Die Dia-

konie Deutschland hebt explizit die Relevanz der Kindergrundsicherung innerhalb der sozial-

ökologischen Transformation hervor: Sie soll Sorgen um die Lebensgrundlage und finanzielle 

Unsicherheit mindern, denn diese erschweren oder verunmöglichen das Engagement für den 

Klimaschutz und für Zukunftsthemen (Rockhoff und Guske 2023). Im Rahmen der Forderung 

mehrerer Instrumente für den sozial-ökologischen Wandel wird auch eine Anhebung des 
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Mindestlohns auf ein ‚armutsfestes Niveau‛ erwähnt, unter anderem vom Förderverein ge-

werkschaftliche Arbeitslosenarbeit (2021). 

3.3. FINANZIERUNG VON KLIMAFREUNDLICHEN MAß-
NAHMEN 

Eine weitere Strategie, um rasch die Weichen für den Klimaschutz zu stellen, ist die Mobili-

sierung von und die Rahmenschaffung für Investitionen und Finanzierungen für klimasoziale 

Maßnahmen der sozialpolitischen Akteur*innen. 

Ein erster Punkt, der insbesondere von den Wohlfahrtsverbänden hervorgehoben wird, ist die 

Finanzierung und die Amortisation langfristiger Investitionen von den sozialen Einrichtungen: 

in erneuerbaren Energieinfrastrukturen und in der Gebäudesanierung der Einrichtungen 

(Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. 2021; Deutsches Studieren-

denwerk 2021; AWO 2022b, 20; Kuratorium Deutsche Altershilfe (KDA) 2022). 

Ein zweiter Aspekt ist die Förderung und Sicherung der Refinanzierung von laufenden Maß-

nahmen, wie z. B. Personal (ein Bundesförderprogramm für Klima-Manager*innen) und Be-

ratung um Umwelt- und Klimaschutz sowie Klimaanpassungsinitiativen in den sozialen Ein-

richtungen umzusetzen (Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. 2021; 

AWO 2022b; Der Paritätische Gesamtverband 2023). Um die finanziellen Rahmenbedingun-

gen zur Erreichung von klimapolitischen und sozialen Zielen zu aktualisieren, sei auch not-

wendig, dass die Verpflegungssätze an ökologische und faire Erzeugungskosten angepasst 

werden und die Energiekostenberechnungen 100 % Ökostrom berücksichtigen und ermögli-

chen, so die AWO (AWO 2022b). 

Großteils geht es also um die finanzielle Ermöglichung von Maßnahmen auf betrieblicher 

Ebene der sozialen Einrichtungen. Zusätzlich fordert der Förderverein gewerkschaftliche Ar-

beitslosenarbeit (2021) die Abschaffung der Schuldenbremse bei klimarelevanten öffentli-

chen Investitionen. 

3.4. FINANZIELLE ANREIZE ZUR ABSCHAFFUNG KLI-
MASCHÄDLICHER STRUKTUREN 

Das Gegenstück der Finanzierung von klimafreundlichen Maßnahmen bilden die finanziellen 

Anreize zur Abschaffung klimaschädlicher Strukturen. In der Untersuchung sind vier Arten 

von Anreizen identifiziert worden, die klimaschädliche Strukturen und Praktiken schwächen 

und entweder direkt auf die Minderung sozialer Ungleichheiten abzielen oder mit anderen 

Maßnahmen zur gerechten Kostenverteilung kombiniert werden. 

 

Erstens fordern viele Akteur*innen allgemein die Abschaffung oder Eindämmung umwelt- und 

klimaschädlicher Subventionen. Konkrete Beispiele der Subventionen betreffen hauptsäch-

lich fossile Mobilität und deren soziale Ungleichheiten und gehen vom Dienstwagenprivileg 

und der Steuerbefreiung von Kerosin (Förderverein gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit 

2021; AWO 2022b; Bär und Schaffert 2023; Deutscher Frauenrat 2023) über zu 

Kaufförderungen für private Pkw (BUND und Der Paritätische Gesamtverband 2020). Die äu-

ßerst negativen Auswirkungen des Flugverkehrs sollen unter anderem durch eine progressive 

Vielfliegerabgabe verhindert werden (Deutscher Caritasverband 2023b). Es ist 

hervorzuheben, dass diese Maßnahme Überkonsum und das belegte, überdurchschnittlich 

klimaschädliche Verhalten wohlhabender Menschen ins Visier nimmt (Ivanova und Wood 

2020; Oswald et al. 2020). 

Zweitens werden klimaschädliche Strukturen durch Instrumente wie das Divestment der Ren-

ten und Pensionsfonds aus fossilen Ressourcen geschwächt (BAGSO 2021; BUND und Der 
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Paritätische Gesamtverband 2021b). Divestment bedeutet, dass die Renten und Pensions-

fonds das von ihnen betreute Geld nicht mehr in Branchen und Unternehmen anlegen, die 

mit fossilen Brennstoffen Umsatz machen. Sie tragen somit zur Dekarbonisierung der Wirt-

schaft bei und entziehen fossilen Aktivitäten ihre Unterstützung. In diesem Prozess sind 

Transparenz und klima-effektive Kriterien für die Finanzanlagen zentral – wie im Fall der Ka-

pitalanlagen der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder problematisiert wird. 

 

Ein dritter finanzieller Anreiz entsteht durch steuerliche bzw. preisliche Belastungen auf kli-

maschädliches Verhalten. Darunter fällt die Forderung einer Primärbaustoff- und Materialin-

putsteuer (BUND und Der Paritätische Gesamtverband 2021b), um Ressourcen zu schonen, 

sowie eines der Kernthemen im klimasozialen Diskurs sozialpolitischer Akteur*innen, die Be-

preisung von CO2. Letztere wird im Zusammenhang mit Rückvergütungsstrategien (im Detail 

in Abschnitt 3.1) besprochen, um eine sozial gerechte Gestaltung anzustreben. Im Diskurs 

zur CO2-Bepreisung stehen die jeweiligen Zielgruppen der Akteur*innen im Vordergrund. Es 

sollen Freigrenzen für geringen CO2-Konsum eingeplant werden, sodass Haushalte mit nied-

rigem Einkommen und energetisch ineffiziente Geräte nicht disproportional belastet werden 

(Diakonie Deutschland 2021) und Mieter*innen sollen vor der Umlage des CO2-Preises ge-

schützt werden (BUND und Der Paritätische Gesamtverband 2021a; Netzwerk 

Ressourcenwende 2022). Einzig der Sozialverband VdK Deutschland (2023) fordert explizit 

einen CO2-Zoll, d. h. eine CO2-Grenzabgabe, um zu vermeiden, dass wirtschaftliche Aktivitä-

ten und entsprechende Emissionen aus der EU in Ländern ohne CO2-Preis verlagert werden. 

 

Der vierte und letzte finanzielle Anreiz belohnt den Ausstieg aus klimaschädlichen Strukturen, 

wie z. B. durch die Prämie für Auto-Abschaffungen: eine Maßnahme, die den Wechsel vom 

fossilangetriebenen Pkw auf emissionsärmere Mobilitätsoptionen finanziell belohnt (Deutscher 

Caritasverband 2023b). Dies ist zugleich ein Beispiel für eine Suffizienz-Maßnahme, wo Suffi-

zienz von den Autor*innen als eine Nachhaltigkeitsstrategie zur Schaffung lebenswerter Orte 

und zur Anregung klimafreundlicher Verhaltensänderungen vorgestellt wird. 

3.5. ÖKOLOGISCHE DASEINSVORSORGE 

Im Rahmen der Instrumente, die die Infrastruktur klimasozial gestalten sollen, ist das Ziel 

einer ökologischen Daseinsvorsorge die umfassendere Strategie. Diese schließt an die wis-

senschaftliche Debatte zu Universal Basic Services (UBS) an, welche ein umfangreiches Sys-

tem universeller öffentlicher Dienstleistungen (Institute for Global Prosperity 2017; Gough 

2019) vorschlägt. Als Teil der UBS wird für ein öffentliches Versorgungssystem (‚Provisioning 

System‘) etwa im Pflege- oder IT-Bereich plädiert, das sich als Gegenmodell zu marktbasier-

ten Lösungen versteht. Hervorgehoben werden unter anderem die ökologischen Vorteile der 

UBS, z. B. als Unterstützung von Gemeinschaften während schwerwiegender klimatischer 

oder umweltbedingter Belastungen, oder um das Wohlbefinden statt der Wachstumslogik ins 

Zentrum zu rücken. Der Förderverein gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit (2021) fordert die 

Entprivatisierung essenzieller Infrastruktur als Instrument für den sozial-ökologischen Wan-

del. Der Förderverein gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit plädiert des Weiteren für einen 

kostenlosen oder kostengünstigen Zugang zu sozialer Infrastruktur, d. h. zu Gesundheitsver-

sorgung, Bildung, öffentlichem Verkehr, Energieversorgung, Internet und Wohnraum. In einer 

ähnlichen Richtung zielt der Vorschlag des Deutschen Caritatsverbandes, die „IT-Infrastruktur 

und Softwaresysteme als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge aus(zu)bauen“ (2020, S. 18) 

und damit die Digitalisierung als Unterstützung zur Dekarbonisierung zu nutzen, auch wenn 

nicht explizit von ökologischer Daseinsvorsorge gesprochen wird. Ferner knüpft der Paritäti-

sche Gesamtverband an die regionale Daseinsvorsorge an, und skizziert das Ziel, durch Inf-

rastrukturausbau Wege für aktive Mobilität zu kürzen und Verkehr zu reduzieren (2023). 

https://difis.org/blog/?blog=82
https://difis.org/blog/?blog=82
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3.6. SOZIALE MOBILITÄTSWENDE 

Die sozialpolitischen Akteur*innen fordern, dass die Mobilitätswende niemanden zurücklässt 

und alle mitnimmt sowie die Bedürfnisse von schutzbedürftigen und vulnerablen Gruppen 

berücksichtigt. Dabei verfolgen sie zwei Hauptanliegen. Erstens soll die Barrierefreiheit ga-

rantiert werden (Der Paritätische Gesamtverband 2023; Sozialverband VdK Deutschland 

2023). Es bestehen Forderungen nach einer Pflicht zur Barrierefreiheit für Mobilitätsanbieter, 

nach Nachteilsausgleichen (Bündnis sozialverträgliche Mobilitätswende 2021), sowie nach 

Barrierefreiheit befördernden Angeboten wie der Bahnhofsmission (Bär und Schaffert 2023) 

oder familienfreundlichen Warteräumen. Zweitens wird die kostenlose oder kostengünstige 

Vergabe von ÖPNV-Tickets an die jeweiligen Interessensgruppen der Wohlfahrt- und Sozial-

verbände eingefordert: für Kinder und Jugendliche (Deutscher Familienverband 2023) sowie 

für Einkommensarme und Bezieher*innen existenzsichernder Leistungen (Bär und Schaffert 

2023; Der Paritätische Gesamtverband 2023; Sozialverband Deutschland 2023). 

Rechtliche Instrumente sind ein weiterer Bestandteil der sozialen Mobilitätswende. Der 

motorisierte Individualverkehr steht im Vordergrund bei Instrumenten wie dem Tempolimit, 

dem Neubaustopp für Fernstraßen und der Reform des Straßenrechts mit Umwidmungen 

zugunsten des Rad- und Fußverkehrs (BUND und Der Paritätische Gesamtverband 2020, 

BUND und Der Paritätische Gesamtverband 2021b; Bär und Schaffert 2023; Deutscher 

Caritasverband 2023b; Deutscher Frauenrat 2023; Familienbund der Katholiken 2023). 

Zuletzt, weniger spezifisch, jedoch innovativ, da sonst im Diskurs kaum erwähnt, sind hinge-

gen die Instrumente, die vom Deutschen Frauenrat gefordert werden (2023). Unter anderem 

soll die Mobilitätswende Versorgungswege und kurze Wegzeiten priorisieren, und Frauen in 

der Planung und Umsetzung beteiligen. 

 

3.7. OBER- UND UNTERGRENZEN FÜR ENERGIE UND 
WOHNEN 

Der Energie- und Wohnbereich sind von Lock-in-Emissionen gekennzeichnet, d. h. von Emis-

sionen, die an die Lebensgrundlagen gebunden und nur schwer einzusparen sind (Seto et al. 

2016). Zugleich können einige Menschen grundlegende Wohn- und Energiebedürfnisse nicht 

decken, während andere mit einem Überfluss an Energiekonsum und Wohnmöglichkeiten 

leben. Um innerhalb der planetaren Grenzen ein gutes Leben für alle zu ermöglichen, werden 

in der Wissenschaft sowie in der Zivilgesellschaft Konsumkorridore diskutiert, die sich an Ma-

xima und Minima, also Ober- und Untergrenzen orientieren und dazwischenliegen (Gough 

2020; Fuchs et al. 2021; Bärnthaler und Gough 2023; Ökobüro und Die Armutskonferenz 

2024). 

In der Untersuchung werden zur Minderung von Emissionen aus Energie und Wohnen trans-

formative klimasoziale Instrumente genannt, wie die Förderprogramme für Wohnflächenver-

kleinerungen und gemeinschaftliche Wohnformen (Dürr et al. 2021; Deutscher 

Caritasverband 2023b). Diese sind zwar selten erwähnt, jedoch sind sie umfassend und kön-

nen zugleich auch gegen soziale Herausforderungen wie Einsamkeit und ungleiche Auftei-

lung der Care-Arbeit wirken und die Definition von Obergrenzen beeinflussen. Ähnlich ist der 

Vorschlag eines Energiesparprogrammes für hohe Einkommen im Diskurs zu unterstreichen, 

welches Energieungleichheiten angehen kann und sich an Suffizienz orientiert (Bär und 

Schaffert 2023). 
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Weiter fordern viele Organisationen, dass Kriterien für eine sozial gerechte Lastenverteilung 

bei existierenden Klimaschutzmaßnahmen gestärkt werden und somit Untergrenzen hervor-

gehoben werden. So soll die Modernisierungsumlage reformiert werden (BUND und Der 

Paritätische Gesamtverband 2021b; Bär und Schaffert 2023; BUND und Der Paritätische 

Gesamtverband 2023) und Gebäudesanierungen nach dem ‚Worst-first‘-Prinzip erfolgen, so-

dass energieineffiziente, günstige Wohnungen einkommensschwacher Haushalte zuerst sa-

niert werden (Der Paritätische Gesamtverband 2023; Langendorf 2023), und diese Sanierun-

gen sollen gefördert werden (Bär und Schaffert 2023). Zugleich sollen energiebezogene 

Sozialleistungen ausgeweitet und erhöht werden, z. B. Stromspar-Checks, Energiesparbe-

gleitung und Unterstützung bei der Anschaffung energieeffizienter Haushaltsgeräte für Haus-

halte mit niedrigem Einkommen (Sozialplattform Klimaschutz 2019; Bär und Schaffert 2023). 

Die Antragsverfahren für soziale Leistungen (Wohngeld, Klima und Heizkostenkomponente) 

sollen vereinfacht werden (Luther 2021; Ratschlag Kinderarmut und Der 

Kinderschutzbund e. V. 2022). Von (Energie-)Armut betroffene Menschen sollen auch durch 

einen Verzicht auf Strom- und Gassperren und durch ein Kündigungsmoratorium geschützt 

werden (Klima-Allianz 2022; Netzwerk Ressourcenwende 2022). 

Aus der Untersuchung geht ferner hervor, dass sich die Diskussion zur Überwindung von 

energie- und wohnungsbedingten Emissionen mehrheitlich auf das Upscaling schon beste-

hender Maßnahmen konzentriert und innovativere Instrumente, z. B. orientiert an Suffizienz 

für Haushalte mit hohen Einkommen, nur begrenzt vorkommen. 

3.8. SCHUTZPROGRAMME VOR KLIMAAUSWIRKUN-
GEN 

Direkte Maßnahmen zum Schutz vor negativen Klimaauswirkungen sind im Diskurs nur 

begrenzt präsent. Am häufigsten wird Hitze thematisiert, und Akteur*innen aus der Wohlfahrt, 

Familienpolitik und Altenpolitik sowie ein Sozialverband befassen sich hauptsächlich mit den 

damit zusammenhängenden Risiken für vulnerable Gruppen. Es werden in der Praxis bereits 

einige Projekte umgesetzt und somit eine praktische Herangehensweise zur Vorsorge und 

Anpassung ausprobiert. Die Arbeiterwohlfahrt setzt, gemeinsam mit der Deutschen Allianz 

Klimawandel und Gesundheit (KLUG), ein Projekt zum Hitzeschutz in der stationären Pflege 

um (AWO 2023b). Nach Abschluss der Pilotphase wurde das Projekt auf 90 Pflegeeinrichtun-

gen ausgeweitet. Es wurden Maßnahmen erarbeitet, die sowohl Bewohner*innen als auch 

Mitarbeiter*innen einbeziehen, und Messungen des CO2-Fußabdrucks sowie Hitzeschutz-Be-

ratungen durchgeführt. Ähnliche Maßnahmen wie diese zum Hitzeschutz hat auch ein weite-

res Projekt angeboten, jedoch zum Allgemeinen Klimaschutz in sozialen Einrichtungen (Der 

Paritätische Gesamtverband 2023). 

Weiter wird die Ausweitung von Schutzprogrammen bei Klimawandelauswirkungen eingefor-

dert. So appelliert die Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen (BAGSO 

2023) für die Umsetzung von Hitzeschutzplänen und Vorsorgemaßnahmen, beispielsweise in 

Gebäuden oder in der Stadtplanung. Hitzepläne für ältere und pflegebedürftige Menschen 

sowie ambulante Pflegedienste an Hitzetagen werden wiederum vom Sozialverband VdK 

Deutschland gefordert (Sozialverband VdK Deutschland, 2023). 

3.9. ÖKOLOGISCHE ZEITPOLITIK 

In begrenztem Ausmaß im Diskurs präsent, jedoch erwähnenswert für systemische, bereichs-

übergreifende und transformative Charakteristika, sind Instrumente der ökologischen Zeitpo-

litik, die oft noch nicht explizit als solche benannt werden. 
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Im Bereich der Familienpolitik werden Instrumente der Zeitpolitik skizziert, die positive ökolo-

gische Auswirkungen implizieren: von zeiteffizienter Mobilität über familienfreundliche Ar-

beitsorganisation mit Telearbeit (d. h. mobile Arbeit, die dank der technischen Möglichkeiten 

von zu Hause oder von anderen Orten als dem Büro aus erledigt werden kann) und erreich-

bare Freizeitangebote bis hin zu E-Government (eaf 2014). Weiter fordert der Deutsche Frau-

enrat mit dem Ziel der Geschlechtergerechtigkeit eine Mobilitätswende, die u. a. „Versor-

gungswege sicherstellt und Wegezeiten reduziert“ (Deutscher Frauenrat 2023). Grundlage 

dafür ist die Berücksichtigung der Zeitverwendung und -verfügbarkeit von Frauen, die von 

Geschlechterrollen geprägt ist: mehr Sorgearbeit und Teilzeitarbeit, und somit eine Mobilität, 

die Versorgungs-, Pflegetätigkeiten und weniger Einkommen vereinbaren muss. So wie eine 

klimasoziale Mobilitätsplanung die Bedürfnisse und Zeitverfügbarkeiten unterschiedlicher so-

zialer Gruppen erfüllen und verbessern kann, können auch Gemeinschaftswohnprojekte zeit-

politische Instrumente unterstützen und zur sozial-ökologischen Transformation beitragen. 

Ein umfassendes Beispiel in dieser Richtung ist der Bericht über Familien in gemeinschaftli-

chen Wohnformen vom Deutschen Jugendinstitut und von der Hochschule Karlsruhe (Dürr 

et al. 2021). Beispielsweise kann dem erhöhten Zeitdruck auf Familien, aufgrund höherer Er-

werbsintensität und häufigerer Überlappung von Kinder- und Altenpflege, durch eine Umver-

teilung der Zeitressourcen und gemeinschaftlich organisierte (Pflege-)Arbeit sowie kürzere 

Wege in Gemeinschaftswohnformen entgegnet werden. Zugleich können gemeinschaftliche 

Wohnformen auch Antworten auf weitere soziale Herausforderungen, wie Einsamkeit, und 

klimafreundliche Lösungen beim Wohnbau (siehe auch Abschnitt 3.7) und der Lebensorgani-

sation bieten. 

Diese ersten Instrumente lassen das Potenzial zeitpolitischer Instrumente für eine Klimasozi-

alpolitik auch, aber nicht nur in den Bereichen der Pflege, der Familien- und Geschlechterpo-

litik erkennen. 

3.10. KLIMASOZIALER RECHTSRAHMEN 

Für die Umsetzung eines sozial-ökologischen Wandels braucht es eine Verzahnung der öko-

logischen und sozialen Ziele auch auf der rechtlichen Ebene. Ein klimasozialer Rechtsrahmen 

ist ein notwendiger Bestandteil einer Klimasozialpolitik. Im analysierten Diskurs werden in 

dieser Richtung sowohl allgemeine als auch bereichsspezifische Vorschläge gemacht. 

Zum ersten Punkt werden die Verankerung eines ökologischen Nachhaltigkeitsziels im Sozi-

alrecht (Diakonie Deutschland 2022) und die Ergänzung eines Clusters für Pflege und eines 

Clusters für den sozialen Sektor (freie Wohlfahrtspflege und soziale Arbeit) im Bundes-Klima-

anpassungsgesetz (KAnG) aufgeworfen (Deutsche Allianz Klimawandel und 

Gesundheit e. V. (KLUG) 2023). Das Sozialrecht ist maßgeblich für die Refinanzierung der 

sozialen Arbeit und könnte durch die Ergänzung von Nachhaltigkeitskriterien klimafreundliche 

Sanierungen und Investitionen ermöglichen, die bisher nicht vorgesehen sind. Die Pflege- 

und Sozialer-Sektor-Cluster im KAnG würden entsprechende Klimaanpassungsstrategien 

bzw. -konzepte erfordern. Somit würden beide Vorschläge die Rahmenbedingungen stärken, 

innerhalb derer sozialpolitische Akteur*innen weitere Klimaschutzmaßnahmen umsetzen 

könnten. 

Spezifischere rechtliche Forderungen betreffen sowohl einen rechtlichen Rahmen, um den 

Ressourcenverbrauch zu reduzieren (Recht auf Reparatur) (BUND und Der Paritätische 

Gesamtverband 2021b), als auch die Regulierung von Luxusemissionen (AWO, 2022a) und 

das Verbot von Inlandsflügen (Deutscher Caritasverband 2023b). 
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3.11. INTEGRATION VON KLIMAASPEKTEN IN VERSI-
CHERUNGEN 

Zum Thema Versicherung werden von sozialpolitischen Akteur*innen erste Ideen und Ände-

rungen diskutiert, die den sozial-ökologischen Wandel und die Klimakrise berücksichtigen. Es 

können unterschiedliche Ansätze identifiziert werden, die sich darin unterscheiden, ob sie 

darauf abzielen, finanzielle oder soziale Risiken zu versichern, bzw. die sich in der Breite ihrer 

Zielgruppe unterscheiden. 

Der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft ist die Dachorganisation der pri-

vaten Versicherer in Deutschland und wurde vollständigkeitshalber auch untersucht, da er als 

einer der sozialpolitischen Akteur*innen auf der Webseite gelistet ist, die als Ausgangsbasis 

für die Untersuchung diente. Einhergehend mit der Rolle der Organisation, fokussiert sich der 

Gesamtverband (2021) auf eine finanzielle Absicherung gegen Schäden der Klimakrise und 

schlägt dafür ein Konzept vor, das Klimafolgenanpassung, Versicherungsschutz und Vor-

sorge für katastrophale Schadenfälle umfasst. 

Ein anderer Ansatz schlägt Versicherungsinstrumente vor, um soziale Risiken zu mindern. 

Der Bundesverband alleinerziehender Mütter und Väter (2019) schlägt eine Universalversi-

cherung mit Mindestsicherungsziel für Rentner*innen vor, um gegen Altersarmut vorzugehen. 

Der universelle Ansatz, der Gemeinschaft fördert und Partikularisierung mindert, ist eine Cha-

rakteristik klimasozialer Instrumente, die den sozialen Zusammenhalt bei der Bewältigung der 

Klimakrise unterstützen. Weiter zeichnen eine breite Zielgruppe und ein integrierter Ansatz 

den Vorschlag einer sozialen Initiative aus, die eine universale Bürgerversicherung als Teil 

umfassender Forderungen vorschlägt (‚Wer hat, der gibt‛ Bündnis 2021). Dabei werden sozi-

ale und ökologische Herausforderungen als verwoben betrachtet und integrierte Lösungen 

zur Umverteilung von Reichtum, zu sozialer Absicherung und Minderung von ökologischer 

Zerstörung skizziert. 

Schließlich werden auch Konzepte aus der Klimasozialpolitikforschung (Nullmeier 2022) von 

sozialpolitischen Akteur*innen aufgegriffen. Eine Ökosozialversicherung als weitere Säule 

neben bestehenden Sozialversicherungszweigen kann der gerechten Verteilung der Kosten 

und Nutzen der sozial-ökologischen Transformation in der Gesellschaft dienen (Rockhoff und 

Guske 2023) und wird von der Diakonie Deutschland im Rahmen von Diskussionen zu 

Familienpolitik und sozialer Ungleichheit erwähnt. 

4 Innovative klimasoziale Instrumente 
und Ansätze 

Der sozial-ökologische Wandel braucht eine Vielfalt an Akteur*innen, die ihn vorantreiben, 

und entsprechende Politikinstrumente. Auf dem Weg zu einer klimafreundlichen Gesellschaft 
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sind Instrumente besonders wirksam und erfolgreich, die nicht nur punktuell ansetzen, son-

dern durch ihren systemischen Ansatz auf mehreren Ebenen und in mehreren Bereichen in-

novativ sind. Hier werden einige der analysierten klimasozialen Instrumente, aber auch ganz-

heitliche Ansätze der Akteur*innen als innovative Beispiele zur Anregung und 

Diskussionsförderung hervorgehoben. Progressive, systemische Vorschläge und Forderun-

gen nach konkreten Instrumenten werden insbesondere von Allianzen zwischen Sozial-, Um-

welt- und Klimaorganisationen, sowie von sozialen Initiativen vorgebracht. Beispielsweise hat 

der Paritätische Gesamtverband zusammen mit dem Bund für Umwelt und Naturschutz 

Deutschland (BUND) einen Vorschlag für die administrative Umsetzung der Klimaprämie vor-

gestellt (2021b) oder die Abschaffung von Kaufbeihilfen für private Pkw eingefordert (2020). 

Die Klima-Allianz (2022), ein Bündnis u. a. aus Umwelt- und Sozialverbänden, hat ein breites 

Investitions- und Maßnahmenpaket für Klimaschutz und soziale Sicherheit eingefordert. Im 

Rahmen dessen sollen z. B. die Grundsicherung und ihre Regelsätze erhöht werden und ein 

ökologisches Existenzminimum als Kalkulationsbasis genommen werden, sodass eine Teil-

nahme am sozial-ökologischen Wandel möglich ist (Sozialplattform Klimaschutz 2019; 

Bündnis sozialverträgliche Mobilitätswende 2021; Rockhoff und Guske 2023). Eine innovative 

Idee ist auch die Idee einer Ökosozialversicherung (Rockhoff und Guske 2023), die in Ab-

schnitt 3 beschrieben wird. 

Als progressiv stechen ferner auch Vorschläge und Ideen hervor, die sich an Suffizienz ori-

entieren. Vor dem Hintergrund zunehmender sozioökonomischer Ungleichheiten und dem 

deutlich höheren Beitrag der obersten 10 % und 1 % der reichsten Weltbevölkerung an der 

ökologischen Überbelastung, ist Suffizienz eine Strategie oder ein Prinzip, um innerhalb pla-

netarer Grenzen die Grundbedürfnisse aller Menschen zu befriedigen (Ökobüro und Die 

Armutskonferenz 2024). Suffizienz-Maßnahmen fördern ein Leben, das weder von Überfluss 

noch von Mangel bestimmt ist, sodass der Verbrauch und der ökologische Druck reduziert 

werden und zugleich alle Menschen gut leben können. Die Debatte über Suffizienz-Strategien 

und -Instrumente für einen sozial-ökologischen Wandel weitet sich aus, wie das im März 2024 

erschienene Diskussionspapier Suffizienz als ‚Strategie des Genug‘ des Sachverständigen-

rats für Umweltfragen der Bundesregierung bestätigt. In der Untersuchung stechen dazu ins-

besondere Beiträge von Akteur*innen in der Armutsbekämpfung und der Arbeiterwohlfahrt 

hervor. Der Deutsche Caritasverband hat diesem Thema einige Artikel mit Erläuterungen und 

Beispielen gewidmet (Bär und Schaffert 2023; Best und Lage 2023; Deutscher 

Caritasverband 2023b). Dabei wird Genügsamkeit als eine notwendige und soziale Antwort 

auf die Klimakrise diskutiert, und das Konzept wird anhand von Instrumenten wie dem Ener-

giesparprogramm für Personen mit hohem Einkommen, die Vielfliegerabgabe oder Förder-

programme bei Wohnflächenverkleinerung für Menschen mit viel Wohnraum konkretisiert. 

Ähnlich erwähnt die AWO die Notwendigkeit der Regulierung von Luxusemissionen (AWO 

2022a), denn Menschen mit einem hohen Einkommen oder Vermögen verstärken den Klima-

wandel am meisten, während Menschen mit geringem Einkommen dessen Konsequenzen 

am stärksten erleiden, wie in einem aktuellen Bericht von Oxfam ausgearbeitet wurde 

(Khalfan et al. 2023). 

Daher sollen komplementär für Haushalte mit niedrigem Einkommen und Konsum Freigren-

zen bei der CO2-Bepreisung gelten (Diakonie Deutschland 2021). Auch der Förderverein ge-

werkschaftliche Arbeitslosenarbeit (2019) knüpft eine Antwort auf den Klimawandel an das 

Einkommen sowie an das Streben nach einem ‚guten Leben‛. Er schlägt ein Existenzgeld vor, 

das unabhängig von der Staatsbürgerschaft zustehen soll und unter Berufung auf das Recht 

auf Nahrung und das Recht auf Wohnen gefordert wird. Der Förderverein gewerkschaftliche 

Arbeitslosenarbeit strebt noch weitergehende gesellschaftliche Veränderungen an und fordert 
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als Mitglied des Bündnisses ‚Wer hat, der gibt‛ eine Reihe von Maßnahmen zur Umverteilung 

des Reichtums sowie der Vergesellschaftung der notwendigen Infrastruktur. 

Abschließend sind die Positionen einiger Akteur*innen zu erwähnen, die zwar eher vage In-

strumente und Umsetzungsideen empfehlen, sich aber durch systemische und umfassende 

Ansätze zur Klimasozialpolitik auszeichnen. Die BAGSO (2018) setzt sich sowohl dafür ein, 

dass die Bedürfnisse der eigenen Interessensgruppe (Senior*innen) in Klimaschutzstrategien 

mitberücksichtigt werden, als auch dafür, dass Lebenschancen für alle Menschen, unabhän-

gig von Herkunft und Wohnort, garantiert werden. Das Deutsche Jugendinstitut (Dürr et al. 

2021) geht vom Konzept der gemeinschaftlichen Wohnformen aus und hebt dessen Vorteile 

für Familienpolitik sowie Ökologie, Pflege und Arbeit hervor. Der Deutsche Frauenrat (2023) 

trägt zur klimasozialen Debatte eine feministische Perspektive bei und liefert Vorschläge, die 

sich an dem Konzept der Suffizienz orientieren. Zuletzt der Familienbund der Katholiken, der 

ankündigt, angefangen zu haben, an konkreten Positionen und Forderungen zur Klimage-

rechtigkeit zu arbeiten. Dabei werden eine gemeinwohlorientierte Wirtschaft und Generatio-

nengerechtigkeit eine wichtige Rolle spielen, und somit potenziell eine weitere Perspektive in 

die klimasoziale Debatte einbringen. 
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5 Fazit 

Der Diskurs sozialpolitischer Akteur*innen über klimasoziale Instrumente in Deutschland 

reicht von einigen ausgereiften Positionen bis hin zu solchen, die noch im Anfangsstadium 

stecken oder ganz fehlen. Insgesamt haben jedoch nur circa zwei Drittel der untersuchten 

Akteur*innen zumindest eine Idee oder einen Maßnahmen-Vorschlag zur klimasozialpoliti-

schen Debatte beigetragen. Einige Akteur*innen befinden sich noch im Anfangsstadium ihrer 

klimasozialen Positionen. Es bleibt also noch viel Raum und Potenzial für die Entfaltung der 

Debatte und somit für die Umsetzung notwendiger klimasozialer Instrumente. Positiv stechen 

sozialpolitische Akteur*innen hervor, die eigene Stellen für Referent*innen für sozial gerechte 

Klimapolitik bzw. sozial-ökologische Transformation beschäftigen, oder einen Fachausschuss 

zu Klimaschutz und Klimagerechtigkeit umgesetzt haben. 

Die diskutierten Instrumente werden manchmal nur grob skizziert (etwa: ‚Barrierefreie Mobi-

lität‛ ohne nähere Spezifikation), andernorts aber sehr spezifisch durchdiskutiert, bis hin zur 

Vorstellung konkreter Umsetzungsmöglichkeiten. Es wird auch explizit von einer sozial-öko-

logischen Transformation gesprochen, wobei sich die Ansätze in Bezug auf das Ausmaß und 

die Art des notwendigen Wandels unterscheiden. Die untersuchten Akteur*innen befassen 

sich auch mit einigen Vorschlägen für klimasoziale Instrumente in den Bereichen, die bisher 

in der Klimasozialpolitik wenig erforscht wurden, wie z. B. Erwerbslosigkeit, Grundsicherung, 

Familienpolitik, Pflege oder Alterssicherung (Bohnenberger 2022). Der Förderverein gewerk-

schaftliche Arbeitslosenarbeit setzt sich für die Entprivatisierung essenzieller Infrastruktur ein, 

als ein Weg, um den ökologischen Ressourcenverbrauch zu reduzieren und gerechter zu 

verteilen. Akteur*innen aus der Wohlfahrtspflege pochen auf Maßnahmen wie das Klimageld 

und die Anpassung der Grundsicherungssätze, um u. a. die Teilnahme an der sozial-ökologi-

schen Transformation zu ermöglichen. Familienpolitische Akteur*innen diskutieren sowohl 

Mainstream-Themen der Mobilität und Wohnen als auch neue zeitpolitische Vorschläge und 

Ideen zur Garantie des Existenzminimums. Unter Akteur*innen der Altenpolitik dominiert das 

Thema des Hitzeschutzes; diskutiert wird aber auch die Desinvestition der Renten und Pen-

sionsfonds aus fossilen Ressourcen. Insbesondere die Wohlfahrtsverbände setzen sich für 

den Schutz vulnerabler Gruppen vor negativen sozialen Auswirkungen der Klimakrise ein und 

fordern die Berücksichtigung ihrer Zielgruppen bei der Energie- und Mobilitätswende, bei-

spielsweise durch Maßnahmen zur Gewährleistung von Barrierefreiheit. Verbreitet sind auch 

betriebliche klimafreundliche Maßnahmen (die auf Minderung von Emissionen sowie Anpas-

sung an den Klimawandel zielen), vorwiegend Energieeffizienz und Gebäudesanierung, so-

wie nachhaltige Beschaffungsrichtlinien (Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 

Wohlfahrtspflege 2021). 

Einige Akteur*innen stehen mit ihrer Positionierung zu Umwelt- und Klimathemen erst am 

Beginn und sind somit eher zaghaft in ihren Forderungen nach klimasozialen Maßnahmen. 

Solche Akteur*innen orientieren sich meist an schon breit eingeforderten Instrumenten wie 
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Tempolimit, Klimageld und Hitzeschutz (Familienbund der Katholiken 2023). Es gibt jedoch 

Anzeichen, dass die Debatte rasch und umfassend wächst. Der Familienbund kündigt z. B. 

an, an einem Positionspapier mit konkreten Maßnahmen zu arbeiten, in dem Klimaschutz und 

gesellschaftspolitische Entwicklungen aus der Perspektive der Generationengerechtigkeit, 

der globalen Verantwortung und der Nachhaltigkeit zusammen gedacht werden sollen. 

 

Die vorliegende Analyse klimasozialer Instrumente bietet einen Einblick in den Diskurs der 

sozialpolitischen Akteur*innen in Deutschland sowie Material für die Klimasozialpolitikfor-

schung anhand der besprochenen beispielhaften Instrumente. Im Rahmen der Untersuchung 

konnten Instrumente identifiziert werden, die den drei zu Beginn von Abschnitt 2 vorgestellten 

Forschungsrichtungen zugeordnet werden können. Die Mehrheit der identifizierten Instru-

mente berücksichtigt die soziale Auswirkung von Klimapolitik und der Klimakrise und ist damit 

mit dem ersten Forschungsstrang verbunden. In zukünftigen Analysen könnten Vergleiche 

mit anderen Ländern durchgeführt werden (siehe z. B. für Österreich der wissenschaftliche 

und zivilgesellschaftliche Bericht von Ökobüro und Die Armutskonferenz, 2024). Bisher wur-

den vor allem Instrumente für explizite und direkte Umwelt- und Klimawirkungen betrachtet. 

Es könnten Instrumente ergänzt werden, die vor sozialen Risiken aufgrund indirekter Folgen 

der Klimakrise schützen, wie z. B. Unterstützung im Falle einer Preisinflation für Grundnah-

rungsmittel als Folge von erhöhten Durchschnittstemperaturen (Kotz et al. 2024). Ebenfalls 

könnte beleuchtet werden, welche indirekten ökologischen Folgen sozialpolitische Instru-

mente haben, z. B., wie sich familienpolitische Maßnahmen auf die Zeitverwendung und den 

CO2-Ausstoß auswirken. Zuletzt weisen integrierte klimasoziale Instrumente ein signifikantes 

transformatives Potenzial auf. Der Prozess ihrer Entwicklung, Förderung und Umsetzung 

wäre ein weiteres vielversprechendes Forschungsfeld mit praxisrelevanter Bedeutung. 

 

  



Klimasoziale Instrumente Untersuchung über den Diskurs ausgewählter sozialpolitischer Akteur*innen in Deutschland 2024/ 5 20 

   

 

Annex 

Tabelle A: Übersicht aller Instrumente je nach Strategie 

 Strategie Instrumente 

 Finanzielle Ressourcen  

1 Ökologisch-ökonomische (Um-)Verteilung • Erbschafts- und Vermögenssteuer 

• Europäische Finanztransaktionssteuer 

• Spitzensteuersatz 

• Klimageld, als Pro-Kopf-Rückverteilung der CO2-

Bepreisungseinnahmen an die Bürger*innen  

2 Grundsicherung zur Transformationsteil-

habe 

• Kindergrundsicherung 

• Anpassung der Höhe der Grundsicherung an einen 

armutsfesten, klimaverträglichen Lebensstil 

• Existenzgeld, ohne Bedürftigkeitsprüfung und 

Arbeitsvorgaben 

3 Finanzierung klimafreundlicher Maßnah-

men 

• Betriebliche Klimaschutzmaßnahmen 

(Investitionsoffensive Gebäude; Klima-

Manager*innen; Klimaschutzberatung; klimafr. 

Bauen und Sanieren für soziale Mietpreise) 

• Refinanzierung von Klimaschutz u. 

Klimaanpassungsmaßnahmen in sozialen 

Einrichtungen sichern 

• Schuldenbremse von klimarelevanten öffentlichen 

Investitionen streichen 

4 Finanzielle Anreize zur Abschaffung klima-

schädlicher Strukturen 

• Divestment der Renten und Pensionsfonds aus 

fossilen Ressourcen 

• Abschaffung sozial- und klimaschädlicher 

Subventionen (z. B. Dienstwagenprivileg; 

Kaufbeihilfen für private Pkw; 

Kerosinsteuerbefreiung) 

• Progressive Vielfliegerabgabe 

• Primärbaustoff- u. Materialinputsteuer 

• Prämien für die Abschaffung von Pkw (und Wechsel 

auf emissionsärmere Transportmittel) 
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• CO2-Grenzausgleichssystem (Carbon Border Tax) 

• CO2-Preis 

 Infrastruktur  

5 Ökologische Daseinsvorsorge 

 

• Kostenloser oder kostengünstiger Zugang zu sozialer 

Infrastruktur, z. B. Pflege 

• Ausbau relevanter IT-Infrastruktur als 

Daseinsvorsorge 

• Entprivatisierung essenzieller Infrastruktur 

6 Soziale Mobilitätswende • Maßnahmen zur Barrierefreiheit, z. B. Verpflichtung 

zur Barrierefreiheit für alle Verkehrsanbieter 

• Soziales ÖPNV-Ticket, z. B. kostenlos für niedrige 

Einkommen, Kinder u. Jugendliche 

• Verkehrspolitik für Versorgungswege und kurze 

Wegzeiten bei aktiver Mobilität 

• Geschlechtergerechte Mobilität, z. B. 

Frauenbeteiligung in Planung und Umsetzung 

• Neubaustopp Fernstraßen 

• Reform des Straßenrechts, z. B. Tempolimit 

7 Ober- und Untergrenzen für Energie und 

Wohnen 

Wohnen und Sanieren: 

• Förderprogramme für Wohnflächenverkleinerung 

und gemeinschaftliche Wohnformen 

• Förderungen für Sanierungen und Heizungsumbau: 

an Einkommenshöhe oder an eine maximale 

genutzte Wohnfläche koppeln; für 

Einkommensschwächere und im betreuten Wohnen 

• ‚Worst first‘ als Leitprinzip bei der 

Gebäudesanierung 

• EU-Kreditvergaberichtlinie für leistbare Sanierung 

• Reform der Modernisierungsumlage im 

Mietverhältnis 

Energiekonsum und -kosten: 

• Suffizienz-Orientierung: Energiesparprogramm für 

Menschen mit hohen Einkommen 

• Schutz bei Energiearmut: keine Strom- und 

Gassperren, Kündigungsmoratorium 

• Stromspar-Check für Einkommenschwache 

ausweiten, Energiesparbegleitung 

• Vereinfachte Antragsverfahren für Klima- und 

Heizkostenkomponente  

8 Schutzprogramme vor Klimaauswirkungen • Hitzeaktionspläne für den Schutz älterer und 

pflegebedürftiger Menschen 

• Projekte zum Hitze- und Klimaschutz in der Pflege und 

Sozialen Arbeit 

 Institutionalisierung  
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9 Ökologische Zeitpolitik • Telearbeit als familienfreundliche Arbeitsorganisa-

tion mit ökologischen Vorteilen 

• Familien in gemeinschaftlichen Wohnformen: 

Umverteilung der Zeitressourcen, Bekämpfung von 

Einsamkeit und ökologisches Bauen 

• Geschlechtergerechte Mobilitätswende, die 

geschlechterollengeprägte Zeitverwendung 

berücksichtig und Wegezeiten reduziert 

10 Klimasozialer Rechtsrahmen 

 

• Verankerung des ökologischen Nachhaltigkeitsziels 

im Sozialrecht 

• Klimaanpassungsgesetz (KAnG) als klarer 

gesetzlicher Rahmen für gesundheitlichen 

Hitzeschutz und Hitzeresilienz 

• Cluster des sozialen Sektors und der Pflege im 

KAnG 

• Regulierung von Luxusemissionen, z. B. Verbot von 

Inlandsflügen 

• Recht auf Reparatur 

11 Integration von Klimaaspekten in Versiche-

rungen 

• Zusätzliche Ökosozialversicherung 

• Bürger*innenversicherung 

• Universalversicherung in der Rente 

 

 
Tabelle B: Übersicht der untersuchten Akteur*innen 

Kategorie Untersuchte Akteur*innen  

Allgemein Zentrum für neue Sozialpolitik* 

Zentrum für gesellschaftlichen Fortschritt* 

Altenpolitik Deutsches Zentrum für Altersfragen* 

Kuratorium Deutsche Altershilfe 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen 

Arbeitnehmerkammern Arbeitnehmerkammer Bremen* 

Arbeitskammer Saarland* 

Familienpolitik Deutscher Familienverband 

Der Kinderschutzbund 

Verband alleinerziehender Mütter und Väter 

Pro Familia* 

Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Familienfragen 

Familienbund der Katholiken 

Deutsches Jugendinstitut 

Frauenpolitik Deutscher Frauenrat 

Hochschulen Deutsches Studentenwerk 
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Organisationsforschung Deutsches Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung* 

Rentenversicherung Deutsche Rentenversicherung* 

Sozialbeirat* 

Selbsthilfe, Soziale Initiativen Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe* 

Förderverein gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit  

Sozialverbände 

  

Sozialverband Deutschland ^ 

Sozialverband VdK Deutschland ^ 

Volkssolidarität ^ 

Versicherungen Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung* 

Deutscher Verein für Versicherungswissenschaft* 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft 

Wohlfahrtspflege und -verbände Arbeiterwohlfahrt ^ 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 

Deutscher Caritasverband ^ 

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband ^ 

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge* 

Deutsches Rotes Kreuz* 

Diakonie Deutschland 

 

(*Es wurden keine klimasozialen Instrumente, Ideen oder Positionen für diese Akteur*innen 

gefunden; ^ Teil der Sozialplattform Klimaschutz) 
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